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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


——— Nr. 2. 


(Nr. 3209.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen über 
eine Anleihe der Stadt Duͤſſeldorf von 400,000 Thalern, unter Aufhebung 
des fruͤheren Privilegiums wegen Emiſſion ſolcher Obligationen zum 
Betrage von 300,000 Thalern. Vom 17. Dezember 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 36. ꝛc. : 


Nachdem ber Stadtrath von Duͤſſeldorf darauf angetragen hat, daß ihm 
zur Regulirung des ſtaͤdtiſchen Schuldenweſens und zur Beſtreitung der Koſten 
mehrerer gemeinnuͤtziger Anlagen geſtattet werde, an die Stelle der durch das 
Privilegium vom 8. Juni 1846. (Geſetz⸗Sammlung von 1846. Seite 230.) ge⸗ 
nehmigten Emiſſion von 300,000 Rthlr. auf den Inhaber lautender Obliga— 
tionen ein Darlehn von 400,000 Rthlr., geſchrieben viermalhundert Tauſend 
Thalern Kurant, gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zins: 
Kupons verſehener Obligationen, jede zu 100 Rthlr., geſchrieben einhundert 
Thalern, aufzunehmen, und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde 
ſowohl als der Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo ertheilen 
Wir in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Aus: 
ſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber 
enthalten, unter Aufhebung des erwähnten früheren Privilegiums, durch gez 
genwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der 
gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 

1) Die Obligationen werden mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich verzinſt und die Zin⸗ 
fen in halbjaͤhrigen Terminen gezahlt. Zur allmäligen Tilgung ber 
Schuld werden jaͤhrlich 1 Prozent von dem Kapitalbetrage der emiftir- 
ten Obligationen nebſt den Zinſen der eingeloͤſten Obligationen vermen- 
det; der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds 
mit Genehmigung Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zu verſtaͤrken und 
dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern 
der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die Stadtgemeinde 915 : 

2) Zur Leitung der Gefchäfte, welche bie Ausſtellung, Verzinſung und Til- 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von dem Stadt⸗ 
rathe eine beſondere Schuldentilgungs-Kommiſſion gewaͤhlt, welche fuͤr 
die Befolgung der Beſtimmungen des gegenwärtigen Privilegiums ver- 

Jahrgang 1850, (Nr. 3209.) 2 : ante 


Ausgegeben zu Berlin den 29, Januar 1850. 


— 10 — . ,/ 


antwortlich und für die treue Befolgung der Vorſchriften von Unſerer 
Regierung in Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. Dieſelbe 
ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus dem Stadtrathe 
und die beiden anderen aus der Buͤrgerſchaft zu waͤhlen ſind. 

Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1 bis 4000 
nach beiliegendem Schema ausgeſtellt, von dem Ober-Buͤrgermeiſter und 
den Mitgliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von 
dem Rendanten der Kommunalkaſſe und von dem mit der Kontrole be— 
auftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten kontraſignirt. Denſelben iſt 
ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 

4) Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre 10 Zinskupons, 
jeder zu 22 Rthlr., in den darin beſtimmten halbjaͤhrigen Terminen 
zahlbar, nach dem anliegenden Schema beigegeben. 

Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fünfjährigen Periode 
werden nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons 
durch die Kommunalkaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, 
und daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. 

Die Kupons werden von dem Rendanten der Kommunalkaſſe und 
dem mit der Kontrole beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten untere 
ſchrieben. 

5) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die Kommunalkaſſe gezahlt. Auch 
werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Kommunal⸗ 
Kaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung 
angenommen. 

6) Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fünf Jahren nach ber Verfallzeit zur Zahlung prafentirt werden; die 
dafür ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Behoͤr⸗ 
den zu milden Stiftungen verwandt werden. 

7) Die nach der Beſtimmung unter 1. einzuloͤſenden Obligationen werden 
entweder durch Ankauf getilgt, oder jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt. 
Die ausgelooften Nummern werden wenigſtens drei Monate vor dem 
Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht werden. 

8) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitz des Ober-Buͤrgermeiſters 
durch die Schuldentilgungs-Kommiſſion in einem 14 Tage vorher zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publi⸗ 
kum der Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird ein von dem 
Ober⸗Buͤrgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeich- 
nendes Protokoll aufgenommen. 

9) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerth durch die Kommunalkaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dies 
ſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. — 
Mit letzteren find zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine 
fälligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, (o wird der Betrag 
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der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekuͤrzt und zur Einloͤſung 

dieſer Kupons verwendet. 

Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht bin⸗ 

nen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt 

werden, ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies 

Depoſitum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapital⸗ 

Betraͤge duͤrfen nur auf eine von der Schuldentilgungs-Kommiſſion kon⸗ 

traſignirte Anweiſung des Ober-Buͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger 

Verwendung an den Rendanten der Kommunalkaſſe verabfolgt werden. 

Die deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationen 

laͤngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei ber Kom: 

munalkaſſe durch dieſe auszuzahlen. 

11) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen find in der nach ber Beſtimmung unter 7. jährlich zu erlaſſen⸗ 
den Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. erden die 
Obligationen, dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht 
binnen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vor— 
gezeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter 14. gemaͤß, als verloren oder 
vernichtet angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als 
getilgt angeſehen werden und die dafuͤr deponirten Kapitalbetraͤge der 
ae Verwaltung zur Verwendung für milde Stiftungen anheim- 
fallen. , 

12) Sür bie Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften und 
kann, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zu rech⸗ 
ter Zeit gezahlt werden, die Zahlung derſelben von den Glaͤubigern ge⸗ 
richtlich verfolgt werden. : 

13) Die unter 4. 7. 8. unb 11. vorgefchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch die Düffeldorfer Zeitung und bird) bie Amtsblaͤtter ober öffenf- 
lichen Anzeiger der Regierungen zu Düffeldorf, Arnsberg und Göln, 

14) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zing- 
Kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons 
Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. 
wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter 
Staatspapiere, SS. 1. bis 13., mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen 
Anwendung: 

a) die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schuldentil- 
gungs-Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen 
Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhrten Ver⸗ 
ordnung dem damaligen Schatzminiſterium — nachmaligen Verwal⸗ 
tung des Staatsſchatzes — zukamen; gegen die Verfuͤgungen der Kom⸗ 
1 findet jedoch der Rekurs an Unſere Regierung zu Duͤſſeldorf 
ſtatt; 

b) das in dem H. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſerem Landgerichte 
zu Duͤſſeldorf; 
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c) die in den $$. 6. 9. unb 12. vorgefchriebenen Bekanntmachungen 
follen durch die unter Nr. 13. angeführten Blätter geſchehen; 

d) an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungs-Termine 
folgen acht, und an die Stelle des im $. 8. 100 achten Zins— 
zahlungs-Termines foll ber zehnte treten. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch 
den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewähr: 
ou von Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu prá- 
judiziren. 

i Gegeben Potsdam, ben 17. Dezember 1849. 


(L. S) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 


Nr. 1. 


Düſſeldorfer Stadt-⸗Obligation. 
(Trockener Stadtſtempel.) 


Litt. A. (Stadtſiegel.) M.......... 
uͤber Hundert Thaler Courant. 


Die Endes unterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom............... 
hierzu ausdruͤcklich ermaͤchtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der In⸗ 
haber dieſer Obligation die Summe von Hundert Thalern Courant, deren 
Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Duͤſſeldorf zu fordern hat. 

Die auf fünf Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen find am Aften.......... 
und İften.......... jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe der 
ausgefertigten halbjaͤhrigen Zinscoupons gezahlt. f 

Das Kapital wird durch Ankauf oder Verlooſung berichtigt werden, 

weshalb eine Kündigung Seitens des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig ift. 

Die naͤheren Bedingungen find in dem umſtehend abgedruckten Privile— 
gium enthalten. 


Duͤſſeldorf, am Aften .......... 18 
Der Oberbuͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs-Kommiſſion. 
N. N. N. N. N., N. N. N. 
Eingetragen Kontrolbuch Fol..... Hierzu find die Gouponé.......... 
Der ſtaͤdtiſche Sekretariatsbeamte. ausgereicht. 


Der fommunalempfánger. 


(Erſter) Coupon : Diefer Coupon wird 
nach dem Allerhöchſten 
ge Privilegium vom 
Düſſeldorfer Stadt- Obligation ungültig und werthlos, 
1 wenn deſſen Geldbetrag 
über nicht bis zum 


Hundert Thaler Courant. erhoben ift. 


Inhaber dieſes empfaͤngt am f an halbjaͤhrigen Zinſen 
der obenbenannten Duͤſſeldorfer Stadt-Obligation aus der Duͤſſeldorfer 
Kommunal⸗Kaſſe zwei und einen halben Thaler Courant. 

Der Ober⸗Buͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
N. N N. N. NE NN. 


(NB. Die Namen des Oberbuͤrgermeiſters 
und der Kommiſſion werden gedruckt.) 
Eingetragen Fol der⸗Kontrole. 
Der ſtaͤdtiſche Sekretariatsbeamte. Der Kommunalempfaͤnger. 


(Nr. 3210.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Januar 1850., betreffend die neue Organiſation 
der oberen Verwaltung des Bauweſens, nebſt zugehoͤriger Verordnung vom 
22. Dezember 1849. 


Ai den Antrag des Staatsminiſteriums habe Ich beſchloſſen, eine neue Drz 
ganiſation der obern Verwaltung des Bauweſens eintreten zu laſſen, um fuͤr 
die obern Staatsbaubeamten eine lebendigere Theilnahme an der Leitung und 
Entwickelung der Bauangelegenheiten herbeizufuͤhren und den Geſchaͤftsgang 
abzukuͤrzen. Ich genehmige daher die anliegende, von dem Staatsminiſterium 
unterm 22. Dezember 1849 vorgelegte Verordnung uͤber die obere Verwaltung 
des Bauweſens, indem Ich insbeſondere zu der Aufloͤſung der Ober-Baudeputa⸗ 
tion Meine Zuſtimmung ertheile und die gegenwaͤrtigen Mitglieder derſelben, 
unter Belaffung ihres bisherigen Gehalts, hiedurch zu Miniſterial⸗Bauräthen 
ernenne. Wegen Ausfuͤhrung dieſes Erlaſſes, welcher nebſt der Verordnung 
vom 22. Dezember 1849. durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen ift, hat 
das Staatsminiſterium das Weitere zu veranlaſſen. 

Charlottenburg, den 14. Januar 1850. 

Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 
An das Staatsminiſterium. 
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Verordnung über die obere Verwaltung des Bauweſens. 
Vom 22. Dezember 1849. 


§. 1% 
Die Ober-Baudeputation wird aufgelöft. 


$259; 

Die bisher von der Ober-Baudeputation wahrgenommenen Geſchaͤfte 
gehen, ſoweit nicht in H. 6. ein Anderes beſtimmt iſt, auf die Abtheilung 
für das Bauweſen im Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten über, in welche die gegenwärtigen Mitglieder der Ober-Baudeputation 
nad) Maaßgabe der nach $, 5. zu treffenden näheren Beſtimmung als Mini⸗ 
ſterial⸗Bauraͤthe eintreten. 

Zu den unter Theilnahme ber Miniſterial⸗Bauraͤthe zu bearbeitenden An- 
gelegenheiten gehoͤren namentlich: b 

a) die Perſonalien der Bauverwaltung und die Ueberwachung ber Geſchaͤfts— 
fuͤhrung der Baubeamten, 

b) die Berathung des Baubeduͤrfniſſes und die Aufſtellung des Bauetats 
fuͤr die Staatsbauten, | 

c) bie Prüfung und Feſtſtellung der betreffenden Bauentwuͤrfe unb Koſten⸗ 

Anſchlaͤge, 

d) die oberſte Leitung und Ueberwachung der Ausfuͤhrung dieſer Bauten, 

e) die Vermeſſungs- Angelegenheiten, ſoweit ſolche zum Reſſort des Miniz 
ſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten gehören, 

f) die Baupolizei-Angelegenheiten. 


$. 3. 

Die Geſchaͤfte werden unter die Mitglieder der Bauabtheilung (H. 9.) 
fo vertheilt, daß die Minifterial-Baurdthe auch an der Verwaltung und an der 
Berathung des Baubeduͤrfniſſes Theil nehmen. | 

Die Prüfung und Feſtſtellung der Bauentwuͤrfe und Koſtenanſchlaͤge 
erfolgt durch die einzelnen Miniſterial⸗Bauraͤthe unter ihrer perſoͤnlichen Ver⸗ 
antwortung Namens der Bauabtheilung, wobei die revidirenden Raͤthe auch 
dafuͤr verantwortlich bleiben, daß die Entwuͤrfe von den Baubeamten gehörig 
bearbeitet und von den Regierungs-Bauraͤthen gruͤndlich vorrevidirt werden. 
Behufs der obern Leitung und Ueberwachung der Ausführung der Bauten durch 
die Miniſterial-Bauraͤthe werden dieſelben mit den erforderlichen Dienſtreiſen 
beauftragt werden und dadurch zugleich Gelegenheit erhalten, ſelbſt in den Gre 
fahrungen fortzugehen, ſo wie das dienſtliche Verhalten der Regierungs-Bau⸗ 
ráfbe und der übrigen Baubeamten naͤher kennen zu lernen, ſo daß ſie im 
Stande ſind, uͤber deren Qualifikation bei vorkommenden Stellenbeſetzungen 
gruͤndlich zu urtheilen. 

H. 4. 


. Die bei einigen Miniſterien für die Bauangelegenheiten angeftellten tech- 
niſchen Raͤthe unb Baureviſoren verbleiben in ihren Funktionen. Ob noch bei 
andern 
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andern Miniſterien dergleichen Miniſterial⸗Bauraͤthe zu beſtellen, bleibt weiterer 
Beſtimmung vorbehalten. Die Vorſchlaͤge zur Ernennung ſolcher Miniſterial⸗ 
Bauraͤthe erfolgen jedoch ſtets unter Theilnahme des Miniſters fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. Von denjenigen Miniſterien, bei denen bez 
ſondere Miniſterial-Bauraͤthe nicht fungiren, find die Gutachten über Baupläne, 
ſowie die Pruͤfung und Feſtſtellung der Entwuͤrfe und Koſtenanſchlaͤge, ſoweit 
ſolche nach den beſtehenden Vorſchriften bisher der Superreviſion der Ober- 
Baudeputation bedurften, bei dem Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten einzuholen, bei welchem dieſe Arbeiten durch die betreffenden 
Miniſterial-Bauraͤthe zu bewirken ſind. 


Ş, 5, 

Welche von ben gegenwärtigen Mitgliedern der Ober-Baudeputation ber 
Bauabtheilung des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbei⸗ 
ten, und welche etwa anderen Miniſterien ($. 4.) zuzuweiſen, bleibt weiterer 
Beſtimmung vorbehalten. 


$. 6. 5 

Außer der Bauabtheilung im Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten, wird eine techniſche Baudeputation errichtet, welche 
dazu beſtimmt ift, das geſammte Baufach in kuͤnſtleriſcher und wiſſenſchaftlicher 
Beziehung wuͤrdig zu repraͤſentiren, große oͤffentliche Bauunternehmungen in 
baulich⸗techniſcher Hinſicht zu beurtheilen, die Anwendung allgemeiner Grund⸗ 
ſaͤtze im oͤffentlichen Bauweſen zu berathen, neue Erfahrungen und Vorſchlaͤge 
in kuͤnſtleriſcher, wiſſenſchaftlicher und baulich-techniſcher Beziehung zu begut⸗ 
achten, fuͤr weitere Ausbildung des Baufaches Sorge zu tragen, die ſaͤmmt⸗ 
lichen Prüfungen der Baufuͤhrer und Baumeiſter zu bewirken und das Kura— 
torium der Bauakademie zu bilden. 

Die zu begutachtenden Gegenſtaͤnde werden der techniſchen Baudeputation 
durch das Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten zugewieſen, 
durch deſſen Vermittlung auch die von den uͤbrigen Miniſterien gewuͤnſchten 
Gutachten der Deputation uͤber bauliche Angelegenheiten einzuholen ſind. 
Außerdem iſt jeder Miniſterial-Baurath ebenſo befugt als verpflichtet, diejenigen 
Bauentwuͤrfe, welche ihm zur Superrevifion zukommen und nach feinem pflicht⸗ 
maͤßigen Ermeſſen von Intereſſe fuͤr die techniſche Baudeputation erſcheinen, 
zu deren Kenntniß und Beſprechung zu bringen. 

Die Reviſion von Koſtenanſchlaͤgen bleibt von den Funktionen der tech⸗ 
niſchen Baudeputation gaͤnzlich ausgeſchloſſen. 


| S 

Saͤmmtliche Miniſterial-Bauraͤthe find durch ihre Ernennung zugleich 

auch Mitglieder der techniſchen Baudeputation. Außerdem bleibt dem Miniſter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten, ſolche, dem Preußi⸗ 
ſchen Staate angehoͤrige Baumeiſter, welche fid) in kuͤnſtleriſcher oder wiffen- 
ſchaftlicher Beziehung beſonders auszeichnen, zu Mitgliedern der techniſchen 
Baudeputation Allerhoͤchſten Orts in Vorſchlag zu bringen. : 
(Nr. 3240-3241.) Gin 
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Ein Gehalt ift mit dem Ehrenamte eines Mitgliedes der techniſchen 
Baudeputation nicht verbunden. 


* 


Die technifche Baudeputation verſammelt fid) regelmäßig wöchentlich 
einmal; ber Vorſitzende kann jedoch die Mitglieder außerdem bei dringenden. 
Veranlaſſungen zu außerordentlichen Verſammlungen berufen. Alle in Berlin 
anweſende Mitglieder ſind verpflichtet, an den Verſammlungen, ſowie an den 
Pruͤfungen der Baufuͤhrer und Baumeiſter Theil zu nehmen. Außerhalb Berlin 
wohnhafte Mitglieder koͤnnen, wenn es erforderlich ſcheint, zu einzelnen Bera⸗ 
thungen und Pruͤfungen einberufen werden. 


N 
Die techniſche Baudeputation iſt dem Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten untergeordnet und hat an denſelben jaͤhrlich einen Ge⸗ 
ſchaͤftsbericht über ihre geſammte Thaͤtigkeit, namentlich auch über die von ihr 
abgehaltenen Pruͤfungen zu erſtatten. Ihre Verhaͤltniſſe werden durch ein von 
dem Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu erlaſſendes Ge— 
ſchaͤftsreglement näher feſtgeſtellt. 
Berlin, den 22. Dezember 1849. 


Das Staatsminiſterium. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


(Fr. 3211.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu der Ber 
ordnung vom 9. Februar 1849. wegen der Errichtung von Gewerbegerichten. 
Vom 20. Januar 1850. A 
Masten die auf Grund des Artikels 105, ber Verfaſſungs-Urkunde unterm 
9. Februar v. J. erlaſſene, in der Geſetz-Sammlung von 1849. Seite 110. 
verkuͤndete 
Verordnung uͤber die Errichtung von Gewerbegerichten, 
jenem Artikel der Verfaſſungs-Urkunde gemaͤß, den Kammern zur Genehmi⸗ 
gung vorgelegt worden iſt, babın beide Kammern der gedachten Verordnung 
ihre Genehmigung ertheilt. 
Dies wird hierdurch zur Beachtung bekannt gemacht. 
Berlin, den 20. Januar 1850. 


Das Staatsminiſterium. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Stebigitt im Büreau des Staats⸗Misiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Deckerſchen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
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